
Volle drei Jahre wäre seit Feststehen der
Logistikpläne des Zweckverbands 2016
Zeit gewesen, um bei Inbetriebnahme
der ersten Logistikhalle im Gewerbege-
biet ein Verkehrskonzept zu haben, das
die Belastung der Anwohner begrenzt.
Passiert war leider nichts dergleichen.
Die Folge neben zugeparkten und ver-
müllten Flächen rund um das Gewerbe-
gebiet: Eine Flut offensichtlich verirrter
40-Tonner, die zwischen spielenden Kin-
dern und geparkten Autos mal vorwärts,
mal rückwärts auf den engen Ortsdurch-
fahrten unserer Fachwerk-Ortskerne un-
terwegs sind. Fast weitere zwei Jahre ver-
gingen, bis nach ersten Bürgerprotesten
ab Juli endlich die Durchfahrt von LKW
über 7,5 to eingeschränkt wurde – wofür
Bürgermeister Ludwig sich origineller-
weise in der Gemeindevertretung wort-

reich selbst lobte. Nun wurden Schilder
aufgestellt – ob in wirksamer Form, muss
sich erst noch zeigen. Denn während in
der Zeit bereits durchgeführter Verkehrs-
kontrollen tatsächlich nur noch Liefer-
verkehr beobachtet wurde, schwoll die
Zahl der 40-Tonner bereits am Tag da-
nach wieder an.

„Keine Erweiterung des Gewerbegebie-
tes“ lautete die Forderung der BI Schatz-
Boden. Und ‚keine Erweiterung‘ wäre
dem BI-Sprecherkreis auch am liebsten
gewesen. Den im Zuge der Koalitionsver-
handlungen zwischen CDU und GRÜNEN
in Hammersbach erzielten Zielkompro-
miss – keine weiteren Riesenhallen bei
kleinteiliger, umweltverträglicher Ent-
wicklung in der Westerweiterung – wird
die BI nach Gesprächen mit beiden Frak-
tionen aber mittragen. „Wir sind von An-
beginn mit dem Ziel angetreten, Lösun-
gen im Dialog zu finden. Nach der Kom-
munalwahl wurde das endlich möglich“

freut sich der BI-Vorstand über das nun
mit der Hammersbacher Gemeindever-
tretung erzielte Ende der Sprachlosigkeit.
Und auch mit anderen Gemeinden und
Fraktionen hat sich das Verhältnis deut-
lich verändert: Die Logistik-Hardliner um
ZWIGL-Vorsteher Göllner haben ihre
jüngsten Beschlüsse nur noch mit einer
einzigen Stimme Vorsprung durchdrü-
cken können. Nun prüfen Umweltverbän-
de, Gemeindevertretung Hammersbach
und BI verschiedene juristische Optio-
nen. Gemeinsame Ziele: Keine weiteren
Riesenhallen, keine Osterweiterung im
Gewerbegebiet.

LKW-Durchfahrtsverbot – Problem gelöst?

Westerweiterung: BI-Sprecherkreis
offen für Kompromisslösung

2.114 BürgerInnen äußerten ihre Beden-
ken im Rahmen einer von der BI Schatz-
Boden initiierten online-Petition gegen
die Erweiterungspläne im Gewerbege-
biet Limes. Die Unterschriften wurden
den drei ZWIGL-Vorständen, in Persona-
lunion Bürgermeister der beteiligten Ge-
meinden, übergeben. Vorsteher Göllner
(SPD) versprach, die Unterschriften an
den Regionalverband weiterzuleiten. Ge-
genüber dem Hanauer Anzeiger aller-
dings äußerte er die Ansicht, solche Peti-
tionen als Ausdruck des Bürgerwillens als
'grundsätzlich problematisch' einzuschät-
zen.
Worin genau seine Bedenken begründet
sein mögen, ging aus Göllners Zitat nicht
hervor; auch die Tatsache, dass das Peti-
tionsrecht im Grundgesetz verankert ist,
scheint Göllner nicht zu beeindrucken.
Seinem Kollegen Ludwig, Bürgermeister
in Limeshain, fiel zur Petition öffentlich
nur ein, dass offensichtlich ein Spaßvogel
seinen Namen auf die Liste gesetzt hätte.
Irgendwelche inhaltlichen Stellungnah-
men zu den Bedenken von über 2.000
BürgerInnen jedenfalls lagen bis Redakti-
onsschluss von beiden nicht vor.

Petition ohne Reaktion
100% klimaneutral gedruckt

Klimakatastrophe
überall. Und was
tut der ZWIGL?
Ausser der AfD hat es mittlerweile wirk-
lich jeder verstanden: Die Klimakata-
strophe ist real. Es gilt, sofort zu han-
deln, um zu retten, was noch zu retten
ist. Eine traurige Ausnahme macht gegen
jede Vernunft eine knappe Mehrheit (1
Stimme) im Zweckverband Interkommu-
nales Gewerbegebiet Limes (ZWIGL).
Der Gesetzgeber hat aus guten Gründen
die Beteiligung von Bürger*Innen und
Fachverbänden in Bauvorhaben festge-
schrieben, die wesentlich in die Umwelt
eingreifen. So auch im Fall des Gewerbe-
gebietes Limes, das in Händen des Inves-
tors Dietz AG und seiner Förderer unter
ZWIGL-Vorsteher Göllner längst zum Lo-
gistikzentrum mit allen täglich erlebba-
ren Belastungen für Umwelt und Bevöl-
kerung verkommen ist.
Nun wünscht sich der Investor unter sei-
nem Aufsichtsratschef Klemm (SPD) freie
Fahrt für weitere Riesenhallen zwischen
Hammersbach, Limeshain und Eckarts-
hausen. Und der ZWIGL-Vorstand – zu 2/3

in Händen seiner Parteifreunde Göllner
und Ludwig – zieht alle Register, um ihm
diesen äußerst lukrativen Wunsch zu er-
füllen. Wir erinnern uns: Schon die erste
Halle hatte Dietz gegen alle Beteuerun-
gen bereits am Tag der Inbetriebnahme
für über 50 Mio € per steuervermeiden-
dem Share-Deal an den britischen Ver-
mögensverwalter Tritax verkauft.

Zweite Offenlegung in den Sommerferien
Dass der ZWIGL-Vorstand Transparenz als
lästige Pflichtübung sieht, wurde schon
bei früheren Gelegenheiten deutlich: An-
geforderte Unterlagen wurden, wenn
überhaupt, nur auf anwaltlichen Druck
veröffentlicht. Und die Verbandsversam-
mlung musste über wichtige Beschlüsse
abstimmen, zu denen ihr die Gutachten
verheimlicht wurden. Da passt es gut ins
Bild, dass die nun laufende Zweite Offen-
legung ausgerechnet in die Zeit der Som-
merferien der Bürger*Innen und Fachleu-
te gelegt wurde — ein Trick, der ebenso
bekannt wie wenig geeignet ist, das Ver-
trauen in politische Mandatsträger zu
mehren… Auch die Qualität einiger vom
ZWIGL vorgelegten Gutachten lässt Fra-
gen offen – so durfte etwa der Absender
des skandalös-dilettantischen ‚Gift-Gut-
achtens‘, mit dessen Hilfe Limeshainer

SPD-Hallenfans unseren Landwirten die
Verseuchung ihrer Äcker unterstellten,
auch wieder tätig werden. Über maßge-
schneiderte ‚Irrtümer‘ des Planungsbü-
ros PlanES hinsichtlich machbarer Hal-
len-Alternativen berichten wir umseitig.
Eine neue Mustereinwendung der Natur-
schutzverbände zur Zweiten Offenlegung
haben wir für Sie auf der Einklappseite
bereitgestellt – einfach abtrennen, ggf.
ergänzen und einsenden!

KEINE WEITEREN MONSTERHALLEN!
DIE KLIMAKATASTROPHE BEGINNT HIER:

Im Roten Bereich: Das Gewerbegebiet Limes treibt
unsere Region noch tiefer in die Klimakatastrophe
(Klima-Risiko-Karte: DER SPIEGEL Nr. 30/2021)

Drunter und drüber: Halsbrecherische Manöver
verirrter 40-Tonner in und um unsere Dörfer

Frankfurt

Hammersbach

Senden Sie untenstehende Mustereinwendung an den Zweckverband Interkommunales Gewerbegebiet Limes,
Herrn Verbandsvorsteher Michael Göllner, c/o Gemeindeverwaltung Hammersbach, Köbler Weg 44, 63546 Hammersbach,
und/oder per Email an das Planungsbüro PlanES, Giessen (beteiligungsverfahren.ikgelimes@plan-es.com)

Stellungnahme und Einwendung zum Verfahren: Zweckverband Interkommunales Gewerbege-
biet Limes (ZWIGL) – Bebauungsplan „Gewerbegebiet Limes – Erweiterung West“;
Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß BauGB §3 Abs. 2 BauGB und der Behörden sowie sonsti-
ger Träger öffentlicher Belange gem §4 Abs. 2 BauGB

Der Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V. – Landesverband Hessen, der BUND Kreisverband Wetterau, der NABU Kreisverband Wetterau, die
anerkannten Naturschutzverbände im Wetteraukreis und die Bürgerinitiative SchatzBoden lehnen den Bebauungsplan ab. Er führt zu nicht akzeptablen,
nicht kompensierbaren Umweltschäden und Belastungen von Bevölkerung und Natur v.a. in Naturschutz, Bodenschutz, Gewässerschutz, Trinkwasserversor-
gung, Immissionschutz (Lärm, Licht). Die/der Unterzeichner*in/nen schließen sich den u.a. Stellungnahmen dieser Verbände an.

Der BUND und die anerkannten Naturschutzverbände in der Wetterau hatten schon zum Vorentwurf zahlreiche Einwände und Hinweise vorgetragen. Diese
wurden in der Regel durch das Planungsbüro auf Grundlage von Gutachten, die beim Vorentwurf noch nicht vorlagen, zurückgewiesen. Die Verbandskammer
des Zweckverbandes „ZWIGL“ ist diesem Vorschlag zwar mit knapper Mehrheit gefolgt. Jedoch lagen den Mitgliedern der Verbandsversammlung diese Gut-
achten, auf deren Inhalt sie sich in ihrer Abstimmung bezogen haben, nicht vor. Umso absurder, dass im Mai 2021 die Vorlage weiterer Informationen gefor-
dert, aber diese Forderung mit dem Hinweis auf nun vorliegende Gutachten zurückgewiesen wurde. Demokratische Abstimmungen setzen jedoch voraus,
dass allen, die abstimmen, die Inhalte ihrer Abstimmung bekannt sind. Daher hatten diese Abstimmungen über Einwendungen keinen demokratischen Cha-
rakter. Zudem wurde mittels Mehrheitsvotum in der Verbandskammer sogar beschlossen, dass die Mitglieder der Verbandskammer des ZWIGL nicht vor der
Offenlage über die Gutachten informiert werden. Vereinfacht kann man feststellen, dass hier Planungsverfahren und demokratische Abstimmungen in einem
fachlichen „Blindflug“ erfolgten. Die Verbände protestieren aufs Schärfste gegen die Missachtung unseres Anliegens auf inhaltliche Beteiligung.

Das Verfahren zum Bebauungsplan Limes-West ist rechtlich nicht statthaft. Der ZWIGL ist nicht legitimiert, dieses Verfahren durchzuführen, da er nur Pla-
nungsverfahren durchführen kann auf dem Gebiet, für das der Zweckverband ausweislich seiner Satzung zuständig ist. Gemäß der Satzung des ZWIGL vom
7.9.2011 liegt das Planungsgebiet der Erweiterung-West nicht im Satzungsgebiet. Es gab zwar eine Abstimmung im Zweckverband über eine Erweiterung des
Gebietes nach Westen, diese führte jedoch nicht zum nach § 8(3) der Satzung des ZWIGL erforderlichen einstimmigen Ergebnis. Die Verbände protestieren
dagegen, dass hier ein aufwändiges Verfahren ohne rechtliche Grundlage durchgeführt wird. Auch wenn der damalige Beschluss in seiner Rechtskraft strittig
sein mag – dem Beschluss zur aktuellen Offenlage fehlt die rechtliche Grundlage für das Plangebiet in jedem Fall.

1. Zweck und Alternativen: Es wird behauptet, durch die stark gestiegene Nachfrage sei an dieser Stelle ein Neubau einer Logistikhalle erforderlich. Es wurde
versäumt, die im UVP-Gesetz geforderte Prüfung möglicher Alternativen an anderen Orten zu prüfen. Hinweise, man habe keine Alternativen gefunden, kön-
nen keine systematisch Alternativenprüfung im Bereich des Rhein-Main-Gebiets ersetzen. Ohne diese Alternativenprüfung sind eine Zielabweichung und
die geplante Änderung des Regionalplans sowie der Bebauungsplan rechtlich nicht tragfähig.

2. Bodenschutz: Das Vorhaben entzieht der Landwirtschaft wertvollen Ackerboden. Die immer weiter durch Bauvorhaben verringerte Ackerfläche führt letzt-
lich auch zu höheren Agrarimporten für Lebens- und Futtermittel und leistet einen Beitrag zur Abholzung von Regenwäldern und Schädigung des Weltklimas.
Der Entwurf stellt selbst fest, dass aufgrund unzureichender Vorgaben von Kriterien keine abschließende Bewertung möglich sei. Außerdem sei aufgrund
unzureichender Kompensationsmöglichkeiten kein Ausgleich der Bodenwertschädigung möglich. Die vorgeschlagene Kompensation erfüllt die Anforderun-
gen des Bodenschutzgesetzes nicht. Es wird noch nicht einmal der Versuch gemacht, anderweitig Flächen zu entsiegeln, um den Prioritäten des Bodenschut-
zes gerecht zu werden. Der Bebauungsplan widerspricht den Vorgaben des Bodenschutzgesetzes und ist daher unzulässig.

3. Grundwasser/Trinkwasser:Mit der Versiegelung für das Logistikzentrum werden die Grundwasserbildung und der Grundwasserhaushalt lokal und regio-
nal erheblich verändert und geschädigt. Die Minderung der Grundwasserbildung hat Auswirkungen auf den regionalen Wasserhaushalt und schädigt den Bo-
den, seine Struktur, seine Lebewesen. Die Grundwasserneubildung im nahen Umkreis, in dem auch der Brunnen der Gemeinde Hammersbach liegt, wird
schon durch die bestehenden Hallen nachhaltig beeinträchtigt. Die geplante neue Halle verschärft das Problem. Der RP Darmstadt betonte, dass eine nicht
mehr hinnehmbare Einschränkung der Grundwasserneubildung zu befürchten wäre, wenn nicht eine Versickerung erfolgen würde. Diese wird aber im Vorent-
wurf ausgeschlossen.
Da die Einschränkung der Grundwasser-Neubildung aufgrund der Vorwirkung bestehender Hallen zu hoch ist, widerspricht das Vorhaben den Anforderungen
des Grundwasserschutzes und ist einzustellen.
Hinweise im Fachbeitrag hinsichtlich der Verdunstung werden nicht in die Festsetzungen aufgenommen. Mindeststandard wäre eine extensive Dachbegrün-
dung verbunden mit einer Photovoltaikanlage. Eine solche Festsetzung sollte nach § 9 (1) 23 b BauBG erfolgen. Diese Kombination ist entgegen Behauptun-
gen im Zweckverband technischer Standard.
Erhebliche Bedenken hinsichtlich der Beeinträchtigungen der Trinkwassergewinnung konnten nicht ausgeräumt werden. Altenstadt teilt mit, dass nicht ge-
liefert werden kann, Limeshain und Hammersbach haben keinen Liefernachweis vorgelegt. Die Trinkwasserversorgung der Orte ist durch das Vorhaben mit-
tel- bis langfristig gefährdet. Die Untersuchungen zur Wasserzusammensetzung der Quelle im Großseggenried zeigt, dass diese eine andere Zusammenset-
zung als Tiefenwasser der Trinkwasserförderung aufweist. Dies zeigt, dass eine eigenständige Quelle vorliegt, die gemäß Mitteilung der Unteren Wasser-
behörde des Wetteraukreises in jedem Fall nach Wasserrecht strengem Schutz unterliegt: Alles, was diese Quelle beeinträchtigen kann, hat zu unterbleiben.
Eine Minderung der Quellschüttung aufgrund des Bauvorhabens aber konnte nicht ausgeschlossen werden. Ein weiterer Hallenbau ist daher durch die Was-
serbehörden strengstens zu untersagen.

(Fortsetzung umseitig)

Zweite
Offenlegung

IHR SPENDENKONTO GEGEN MONSTERHALLEN

Dass Limeshains Bürgermeister Ludwig
„…unermüdliche Überzeugungsarbeit…“
leistete, wie er das Mitteilungsblatt der
Gemeinde Limeshain berichten ließ, um
am 7. Juli 2021 endlich die Ortsdurchfahrt
Himbach für LKW über 7,5 Tonnen zu
sperren, verfälscht die Tatsachen:
Unerwähnt blieben ständige Vorsprachen
geplagter Bewohner beim Wetteraukreis,
beim Bürgermeister, in der Gemeinde-
vertretung, die hier sehr oft als Belästi-
gung abgetan wurden.

Bitte künftig keine Falschmeldungen
gegenüber den Bürgern verbreiten!

(Aus einem Leserbrief zu lobenden Er-
wähnungen des Bürgermeisters im Mit-
teilungsblatt der Gemeinde Limeshain)

Falsche Lorbeeren

Zwei Riesenhallen sind mehr als genug: BI trägt Kompromisslösung gegen weitere Hallen mit
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BUND stellt fest: Erforderliche Aus-
gleichsmaßnahmen nicht erbracht

1.: Gewaltige Versiegelung bester Böden
2.: Brutaler Eingriff ins Landschaftsbild
3.: Vernichtung von Vorrangflächen für
Klima, Grundwasser, Landwirtschaft

4.: Meist schlecht bezahlte Logistik-
Jobs, nur schwer zu besetzen

5.: Evtl. lokale Arbeitnehmer fehlen in
örtlichen Betrieben: Kritisch beson-
ders für unsere Handwerksbetriebe

6.: Wenig Gewerbesteuer: Konzerne
‚optimieren‘ massiv ihre Steuerlast

7.: Niedrige Einkommensteuern wg.
schlechter Logistik-Bezahlung

8.: Billig-Preise und Monopol ohne
Ausschreibung für Investor Dietz

9.: Selbstauslieferung des Zweckver-
bands: Wer in die Hallen einzieht,
entscheidet der Investor

10. Schon die erste Halle zeigt: Schlecht
geplant, mangelnde Transparenz,
ungelöste Probleme mit Lärm, Müll,
Verkehr

4. Regen- und Abwasser: Die weitere geplante Halle führt zu einer erhöhten Belastung durch Regenwasser, was ein Regenrückhaltebecken von 1500 cbm und
danach Einleitung in den Krebsbach erforderlich macht. Eine Betrachtung der Zusammenwirkung mit der Versiegelung durch die bestehenden Hallen ist
nicht erfolgt. Wir bezweifeln die Grundlage dieser Berechnungen und erwarten im Starkregenfall eine zu hohe Belastung des Krebsbaches mit entsprechen-
den Hochwasserschäden in Hammersbach. Es ist zu prüfen, welcher Regenabflusswert in der bisherigen Situation vorliegt. Hierbei sind Starkregenereignisse
des 100jährigen Hochwassers anzusetzen – das Hochwasser von Büdingen ist eine Mahnung!
Der vorgelegte hydrogeologische Fachbeitrag zeigt auf, dass der Abfluss aus dem Gebiet sich verdreifacht. Dies verschärft die Problematik von Hochwas-
sern. Hierbei wurden nur 30jährige Hochwasser betrachtet, wo es angebracht wäre, aufgrund des Klimawandels von 100jährigen Hochwassern auszugehen.
Die Planung bezieht nicht ein, dass die als Ausgleich für die ersten beiden Hallen verpflichtende Renaturierung des Krebsbaches bisher nicht umgesetzt ist.
Das würde zu anderen Planungsgrundlagen führen. Die Planung ist daher nicht belastbar.

5. Lokalklima: Das Planungsgebiet ist „Vorbehaltsgebiet für besondere Klimafunktion“ lt. Regionalplan Südhessen 2010. Diese gerade in einem Bereich mit
starker Bebauung zur Entlastung und zur Schaffung von Luftströmungen zugunsten der Wohngebiete in Hammersbach erforderliche Funktion wird durch die
Planung zerstört. Wir befürchten erhebliche Beeinträchtigungen des Lokalklimas. Die früher zwischen Himbach und Langen-Bergheim völlig freie Fläche wird
durch die dritte Halle restlos in ihrer Klimafunktion gesperrt. Der Hinweis auf eine Sperrfunktion der Autobahn dient als Ausrede, statt die nicht akzeptable
Verstärkung der Beeinträchtigung der gemäß regionalem Flächennutzungsplan geschützten Klimafunktion festzustellen.

6. Naturschutz: Die bisher landwirtschaftlich genutzte Fläche hat eine wichtige Funktion für Offenland-Arten; als Rast-, Nist-, Brutfläche und als Nahrungs-
raum. Betroffen sind auch gefährdete Arten wie Feldlerche, Rebhuhn, Rotmilan, Mäusebussard, Feldhase sowie Fledermäuse und Feldhamster. Der potenziel-
le Nachweis auf den Feldhamster wurde fachlich nicht ausreichend begründet verworfen. Ein Urteil des EUGH zeigt, dass das Gebiet als potenzielles Habitat
zu werten ist. Die Behauptung, dass die Wertigkeit des Gebietes aufgrund der Vorbelastung durch die anderen Hallen reduziert wird, ist nicht akzeptabel. Die
Schädigung ist am Urspungswert ohne die Hallen zu bemessen, auf den die geplante Halle kumulierend einwirkt.
Die CEF-Maßnahmen für Feldlerche und Rebhuhn stehen in Frage, da solche Maßnahmen für die Kompensation der beiden anderen Hallen auch nach sieben
Jahren nicht nachgewiesen werden konnten.
Die wesentliche Kompensation soll durch Umwandlung von Acker nach Kompensationsverordnung Ziffer 11.194 erfolgen. Das Vorhaben erfüllt jedoch nicht
die Anforderungen (Acker mit Artenschutzmaßnahmen, Feldvogelfenster, Hamstermutterzellen, Blühstreifen, temporäre Brachstreifen o.ä.). Vielmehr soll dort
weiterhin konventioneller Landbau mit Pestizideinsatz durchgeführt werden. Dieses Kompensationskonzept wird abgelehnt. Wir verweisen im Übrigen auf
den Nachweis des BUND, demzufolge von den für die bisherigen Hallen vorgeschriebenen Kompensations-Ökopunkten mehr als die Hälfte nicht oder in
schlechter Qualität erbracht wurde.
Die geäußerte Einschätzung, die weitere Halle würde nicht zu erheblichen Beeinträchtigungen nachgewiesener Vogelarten führen, wird nicht geteilt. Sie kann
zu erheblichen Eingriffen gegenüber gefährdeten Arten führen, die über das noch zulässige oder kompensierbare Maß hinausgehen.

7. Landschaft: Die zusätzliche Halle wird die erhebliche Vorbelastung des Landschaftsbildes durch die bereits bestehenden Logistikhallen in eine neue Di-
mension steigern, zumal die neue Halle direkt an eine bestehende Halle angebaut werden soll. Das Landschaftsgutachten verzichtet auf grafische Konstruk-
tionen der Sichtbarkeiten (z.B. aus nördlicher Richtung von Limeshain aus) und ist insgesamt verharmlosend.

8. Verkehr: Der Betrieb der bisher vorhandenen Hallen hat zu erheblichen Problemen der Verkehrsführung geführt. Schwerlastverkehr fährt durch anliegen-
de Orte, statt die Autobahn-Ausfahrt zu nutzen. Das Verkehrsgutachten bildet die tatsächlich im realen Betrieb zu erwartenden Belastungen nicht ab. Es
wird befürchtet, dass die derzeit schon unzumutbare Situation sich verschärfen wird.

9. Lärm: Der RP Darmstadt wies im Zielabweichungsverfahren auf eine Überschreitung von Lärmgrenzwerten im Neubaugebiet „Am Lachbach“ hin. Das Lärm-
gutachten bestätigt, dass dort die Kontingente schon „tags und nachts vollständig ausgeschöpft sind“ und eine Überschreitung des Richtwertes gegeben
ist. Wir erwarten eine zu hohe, unzulässige Lärmbelastung in Langen-Bergheim. Die Begutachtung ist unzureichend, die Auswirkungen des Lärms von LKW-
Verkehr und Gewerbelärm sind nicht hinnehmbar.

10. Licht: Schon jetzt besteht eine erhebliche Lichtverschmutzung durch direkte Abstrahlung und Streulicht der Hallen-Außenbeleuchtung. Das Lichtgutach-
ten stellt – neben nicht belastbaren allgemeinen Aussagen – fest, dass diese noch zunehmen und die Halle eine „hohe Strahlkraft“ entfalten wird. Durch
neue Beladungsstationen nach Westen wird der „Lichtsmog“ erheblich erhöht. Die Festsetzung einer Abstrahlung von 85 Grad über (!) der Horizontalen ist
falsch oder missverständlich formuliert. Festsetzungen zur Minimierung der Lichtabstrahlung, Vermeidung von Lichtstrahlung nach oben, einer maximalen
Farbtemperatur von 2000° K und einem damit verbunden Schutz der Tierwelt, v.a. der Insekten, wurden gar nicht erst berücksichtigt.

Gezeichnet: BUND Landesverband Hessen e.V. und Kreisverband Wetterau, Dr. Werner Neumann, Geleitsstraße 14, 60599 Frankfurt am Main;
Bürgerinitiative SchatzBoden, c/o Kim Sen Gupta, Pressesprecher, Ronneburgstr. 16, 63694 Limeshain-Himbach

Ich schließe mich dieser Stellungnahme an:

Vorname/Nachname:

Straße: PLZ, Ort:

Datum: Unterschrift:

Ergänzend füge ich weitere Einwendungen auf separatem Blatt hinzu: Ja/nein (nichtzutreffendes bitte streichen)
Bitte absenden bis spätestens 06. September 2021 per Post oder per Email an eine der am umseitigen oberen Seitenrand genannte Adresse/n
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ktEs geht auch anders: Ideen für lokales Gewerbe

SPD-Programm bringt Logistik-Fans um
Göllner, Ludwig + Co in Erklärungsnot

In bemerkenswerter Einseitigkeit erfüllt
der Zweckverbandsvorstand die für
Landschaft, Umwelt und die Interessen
der Bürger*Innen vor Ort verheerenden
Wünsche des Logistik-Investors Dietz
AG. Warum das so ist, konnte bis heute
nicht geklärt werden. Wie es aber auch
ganz anders gehen könnte, zeigt ein Ent-
wurf, den wir Ihnen hier vorstellen.

Worum geht es der lokalen SPD bei der
Durchsetzung der Logistik-Pläne ihres
früheren Wirtschaftsministers Klemm,
jetzt Aufsichtsratschef beim Investor
Dietz AG wirklich? Sachliche Gründe für
die XXL-Bausünden im Gewerbegebiet
waren stets schwer vorstellbar; seit der
jüngsten Hochwasser-Katastrophe gar
nicht mehr. Ganz und gar zur Farce wird
die Haltung der beiden SPD-Obleute um
Michael Göllner und Adolf Ludwig, wirft
man einen Blick ins SPD-Programm zur
Bundestagswahl. Denn dort wird das ex-
akte Gegenteil dessen behauptet, was im
Gewerbegebiet vor aller Augen geschieht
(siehe Beitrag linke Seite unten).

Auch die Aussage der im Auftrag des
ZWIGL-Vorstandes tätigen Planerin reiht
sich in die zuweilen erratische Einseitig-
keit bisheriger Stellungnahmen ein: Man
könne eigentlich gar nicht anders, so
trug das Büro PlanES sinngemäß in der
jüngsten ZWIGL-Versammlung vor, als
eine weitere Monsterhalle in die Land-
schaft zu betonieren; die Zuwegung vor
Ort liesse dem ZWIGL keine Wahl.

Laut dem nun ausliegenden Bebauungs-
planentwurf für die Westerweiterung
geht es im Wesentlichen nun auch so
weiter wie bisher – mit allen Folgen.

Grünes Deckmäntelchen
Um die Planung mit ein wenig grünem
Anstrich zu versehen, sollen 80% der Ge-
bäudefläche mit extensiven Gründächern
erhalten. Besser als nichts, aber weit un-
ter den Möglichkeiten, die heute zur
Verfügung stehen. Mit intensivem statt
extensivem Grün auf wäre es möglich, ei-
ne Flora und Fauna auf den Dächern an-
zusiedeln, die diesen Namen verdiente.
Und die gleichzeitig in der Lage wäre,
große Mengen Regenwasser zu speichern
und damit eine allmähliche Versickerung
des kostbaren Wassers zu gewährleisten.

Nur das allernötigste
Hierfür ist laut Entwurf nun eine 10-m³-
Zisterne zur Bewässerung des gärtner-
isch anzulegenden Restgrüns gefordert.

Manch einer hat mehr in seinem Garten;
eine ausreichende Antwort auf die Frage
nach Regenwassermanagement ist das in
keinem Fall. Auch Photovoltaik ist mach-
bar, wird aber nicht gefordert.

Es ginge auch anders
Was möglich würde, wenn die politischen
Entscheider gewillt wären, über den
eigenen Tellerrand hinauszusehen, die
Zeichen des Klimawandels zu lesen, zu
verstehen und dementsprechend zu
agieren, zeigt unser Vorschlag. Er bindet
das Sondergebiet an die bestehende
Verkehrsverbindung an und schafft völlig
neue Möglichkeiten, um kleinteiliges
Gewerbe flexibel anzusiedeln und nicht
verkaufswillige Grundstückseigentümer
zu respektieren.

Der Bebauungsplan könnte in diesem
Zusammenhang Vorgaben zur geringeren
Flächenversiegelung, zur Versickerung

und Rückhaltung anfallenden Regenwas-
sers auf den jeweiligen Grundstücken, zu
intensiv begrünten Dächern mit Photo-
voltaik für die Deckung eines Teils des
Eigenbedarfs an Strom machen. Nisthil-
fen und die Anlage von Vogelschutz-
gehölzen zwischen den Parzellen würden
es Gewerbebetrieben ermöglichen, sich
an einem zukunftsfähigen Gewerbe-
standort anzusiedeln und gleichzeitig
Schutzräume für Tiere anzubieten. Damit
wäre nicht nur dem Klimawandel besser
Rechnung getragen, sondern gleichzeitig
das Umfeld für alle dort Arbeitenden
wesentlich erfreulicher gestaltet.

All das kostet natürlich Geld, das den
Profit des ZWIGL-Hofinvestors Dietz AG
schmälern würde. Andererseits: Nichts
zu ändern, kostet die Bürger*Innen ihre
Zukunft.
Wessen Interesse werden die Politiker
im ZWIGL wohl höher schätzen?

Die SPD scheint erkannt zu haben, wel-
che Interessen der Bürger*Innen es zu
schützen gilt. Was sie in ihr aktuelles
‚Zukunftsprogramm‘ geschrieben hat,
lässt jedenfalls an Klarheit nichts zu
wünschen übrig. Ganz klar: Erweiterun-
gen im Gewerbegebiet Limes kann es
mit dieser SPD nicht mehr geben.
Ok – Wahlversprechen werden nicht im-

mer zu 100% gehalten. Und sind daher
auch oft so formuliert, dass die Hintertür
schon erahnbar scheint. Anders das ak-
tuelle SPD-‚Zukunftsprogramm‘: Selbst
bedenkenloseste Vernebelungs-Routini-
ers werden Mühe haben, zu erklären, wie
der unten gemarkerte Satz mit den Er-
weiterungsplänen des ZWIGL-Vorstands
(zwei von drei Mitgliedern sind SPD-Poli-

tiker) in Einklang zu bringen wäre: Das
SPD-Programm verspricht ausdrücklich
den Schutz landwirtschaftlich genutzten
Bodens vor Investoren wie der Dietz AG.
Wir werden neben den ZWIGL-Akteuren
auch SPD-Bundestagskandidatin Bettina
Müller darauf ansprechen – und ermuti-
gen alle Leser*Innen, das auch zu tun:
bettina.mueller@bundestag.de

Halle 1

Halle 2

Geplante
Westerweiterung

Kleinteilig, begrünt, attraktiv für lokales Gewerbe: So könnte eine sinnvolle Westerweiterung aussehenSo steht‘s im SPD-,Zukunftsprogramm‘. Unsere Böden freuen sich darauf, von den Herren Göllner und Ludwig vor ‚Investoren ohne Agrarbezug‘ geschützt zu werden…

Bei einem Eingriff in die Natur durch
Baumaßnahmen müssen gemäß der ge-
setzlichen Kompensationsverordnung
alle Verschlechterungen an anderer
Stelle kompensiert werden. So sollen –
oft eigentlich nicht wieder gutzuma-
chende – Schäden laut Naturschutzge-
setz zumindest durch ökologische Auf-
wertung an anderer Stelle ausgeglichen
werden.

Große Teile des erforderlichen Aus-
gleichs für die beiden Logistikhallen des
ZWIGL sind auch nach sieben Jahren
nicht, nur teilweise oder unwirksam um-
gesetzt wurden, wie der BUND feststellte.
An anderer Stelle wurde erfolgter Aus-
gleich bereits wieder zunichte gemacht.
Von 2,6 Mio. "Ökopunkten" im Gegenwert
von ca. 1,2 Mio. Euro, deren Erbringung
Teil des Bebauungsplans ist, sind nur
etwa die Hälfte als reale Kompensation
erkennbar.

Zuständig für die Kontrolle sind Untere
Naturschutzbehörden und Wasserbehör-
den. Hier sollten die Alarmglocken läu-
ten. Der BUND hat ein ausführliches Dos-
sier zum Stand der Ausgleichsmaßnah-
men erstellt (nachzulesen auch auf der
Website der BI SchatzBoden) und ist bei

Kommunen und Behörden vorstellig ge-
worden, um Stellungnahmen zu erhalten.

Während also die Ausgleichsmaßnah-
men für die Hallen 1 und 2 offensichtlich
noch längst nicht durchgeführt sind,
wird bereits die Aufstellung des Bebau-
ungsplans für die dritte Logistik-Halle
vorangetrieben. Für die würden weitere
Ausgleichsmaßnahmen erforderlich. Wie
und ob das funktionieren soll, wenn
doch die vollständige Kompensation für
längst errichtete Hallen noch aussteht,
ist derweil noch das Geheimnis des
Zweckverbands-Vorstands. Verbandsver-
sammlung und Gemeindevertreter wur-
den nicht informiert.

Die Einwendungen der Naturschutzver-
bände haben wir in der Mustereinwen-
dung auf der Einklappseite dieses Falt-
blattes aktuell zusammengefasst. Wie
schon im Rahmen der ersten Offenlage
laden wir Sie auch jetzt ein, die Muster-
einwendung – gern auch ergänzt durch
eigene Anmerkungen – zu Händen der
zuständigen Stellen einzureichen. Deren
Adressen finden Sie am Kopf des Ein-
wendungstextes auf der Einklappseite.

Dr. Werner Neumann, BUND
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